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Die Zahl der 
Behandlungsfehlervorwürfe steigt.

Zu  den  Aufgaben  des  Medizinischen
Dienstes  des  Spitzenverbandes  Bund  der
Krankenkassen e.V. (MDS) gehört auch, die
wirklichen und vermeintlichen Behandlungs-
fehler   bei  Patienten  sachverständig  zu
überprüfen,  zu  registrieren  und  Strategien
zur  Fehlervermeidung  zu  entwickeln.  Der
MDS hält  die  aktuelle  Datenlage noch  für
unzureichend. Er  stützt  sich dabei  auf  die
Statistik  von  2015,  die  kürzlich  in  Berlin
vorgestellt wurde. Die Sicherheitskultur bei
medizinischen  Eingriffen  in  Deutschland
wird im Ländervergleich als unterentwickelt
bezeichnet.                           (mehr auf Seite 2)

Die Mitwirkung der
     Beiräte und Fürsprecher in 
Altenwohn- und Pflegeheimen

soll gestärkt werden.
 

Die  SV  Bremen  hat  eine  neue
Arbeitsgemeinschaft  Pflege  und
Wohnen  im  Alter  (AG  PWA)  ein-
gerichtet.  Auf  ihrer  ersten  Sitzung
befasste sie sich mit der Frage, wie
Bewohnerbeiräte  und  -fürsprecher
bei ihrem ehrenamtlichen Einsatz für
die Anliegen der älteren Menschen in
Wohn- und Pflegeheimen unterstützt
werden können.  Es wird vorgeschla-
gen,  eine  Ständige  Konferenz   der
Beiräte und Fürsprecher zu bilden.

                                                                      (mehr auf Seite 4)

Delegiertenversammlung

Am  07.Juni  2016  fand  im  Haus  des  Reichs  die  3.  Delegiertenversammlung  der
Legislaturperiode  2015-2019  statt.  Innensenator  Ulrich  Mäurer  referierte  über  die
heikle Personallage der Bremer Polizei und stellte sich den Fragen der Delegierten.
Besondere Aufmerksamkeit galt seinen Ausführungen  zu den kriminellen Delikten,
von  denen  ältere  Menschen betroffen  sind  sowie  zur  Effektivität  der  Kops.  Dazu
verabschiedete  die  Versammlung  eine  Resolution.  Außerdem  berichteten  die
Sprecher  der  Arbeitskreise  über  ihre  Tätigkeiten  und  deren  Ergebnisse.

                (mehr auf Seite 3 bis 7)

Qualifizierte Leichenschau – angemessenes Mittel zur Reduzierung von Tötungsdelikten?

Die Tatsache, dass der Eine und die Andere versuchen, schneller und illegal ans Erbe zu kommen oder die
Bürde  der  Betreuung  und  Pflege  loszuwerden,  lässt  sich  wohl  nach  den  bisher   aufgedeckten
Tötungsdelikten in Kliniken und Pflegeheimen nicht von der Hand weisen. Aber kann das ein Grund dafür
sein, dass jetzt jeder Verstorbene gerichtsmedizinisch behandelt wird? Ist damit schon ein Generalverdacht
gegen alle Angehörigen und Hilfskräfte berechtigt? Von welcher Größenordnung spricht Wilhelm Hinners,
innenpolitischer Sprecher der CDU in Bremen, wenn er behauptet, in Deutschland bleibe eine  erhebliche
Zahl von Tötungsdelikten unerkannt? Welche Folgen hat  eine generell obligatorische Obduktion für unsere
Gesellschaft? Da bleiben noch viele Fragen offen, die nicht nur hinter verschlossenen Türen, sondern auch
in der Öffentlichkeit diskutiert werden sollten.                                                                            (mehr auf Seite 8)
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Medizinische Dienste
stellen erneut mehr Fehler fest

Der  Medizinische  Dienst  des  Spitzen-
verbandes  Bund  der  Krankenkassen  e.V.  (MDS)
kritisiert  die  unzureichende  und  intransparente
Datenlage  hinsichtlich  der  Behandlungs-
fehlervorwürfe.  Dabei  stützt  er  sich  auf  die
Jahresstatistik  von 2015,  die  am 12.Mai  2016 in
Berlin vorgestellt wurde. 

Hintergrund  ist,  dass  spezielle  Gutach-
terteams  der  MDK`s  im  Auftrag  der  Kranken-
kassen Vorwürfe von Behandlungsfehlern prüfen.
Die  Gutachter  gehen  dabei  unvoreingenommen
der  Frage  nach,  ob  die  Behandlung  nach  dem
anerkannten  medizinischen  Standard  abgelaufen
ist.  Liegt  ein  Behandlungsfehler  vor,  wird  außer-
dem  geprüft,  ob  der  Schaden,  den  der  Patient
erlitten hat,  durch  den Fehler  verursacht  worden
ist.  Nur  dann  sind  Schadensersatzforderungen
aussichtsreich.  Auf  der  Basis  eines  MDK-
Gutachtens kann der Patient entscheiden, welche
weiteren  Schritte  er  unternimmt.  Die  MDK-
Begutachtung umfasst neben der Beurteilung von
Fehlern  in  der  Medizin  auch  Fehler  in  der
Zahnmedizin  und Pflege.  Gesetzlich  Versicherten
entstehen  durch  die  Begutachtung  keine
zusätzlichen Kosten.

Zur  aktuellen  Lage  sagt  Dr.  Stefan
Gronemeyer,  Leitender  Arzt  und  stellvertretender
Geschäftsführer des MDS: „Seit  Inkrafttreten des
Patientenrechtegesetzes  vor  drei  Jahren  gibt  es
einen anhaltenden Aufwärtstrend. Gegenüber dem
Vorjahr  ist  die  Zahl  der  Vorwürfe  und  damit  die
Nachfrage  nach  Sachverständigengutachten  des
MDK wieder leicht gestiegen.“ Im Jahr 2015 gingen
die  MDK-Gutachter  in  14.828  Fällen  einem
Behandlungsfehlervorwurf nach; im Vorjahr waren
es  noch  14.663  Fälle.  Auch  bei  den  bestätigten
Fehlern  hat  sich  die  Zahl  erhöht  von  3.796  auf
4.064. 

„Die  Sicherheitskultur  ist  in  Deutschland
noch unterentwickelt. Im Vergleich zu Ländern, in
denen  Behandlungsfehler  verpflichtend  gemeldet
werden müssen, kann in Deutschland aufgrund der
intransparenten Datenlage noch zu wenig aus den
Fehlern  systematisch  gelernt  werden“,  erläutert
Gronemeyer. Nötig seien ein offenerer Umgang mit
Fehlern  und  eine  gezielte  Strategie  zur  Fehler-
vermeidung.  Dazu  müsse  auch  über  die  Ein-
führung  einer  Meldepflicht  für  Behandlungsfehler
diskutiert werden.

Wenn man sich  die  Vorwürfe  verteilt  auf
die  Fachgebiete  anschaut,  ergibt  sich  folgendes
Bild:  32 Prozent aller Vorwürfe bezogen sich auf
Orthopädie und Unfallchirurgie, 11 Prozent auf die
Innere Medizin und Allgemeinmedizin,  weitere 11
Prozent auf die Allgemeinchirurgie, 9 Prozent auf
die  Zahnmedizin  und  7  Prozent  auf  die  Frauen-
heilkunde sowie  5  Prozent  auf  die  Pflege.  „Eine

hohe Zahl an Vorwürfen lässt jedoch nicht auf eine
hohe  Zahl  an  tatsächlichen  Behandlungsfehlern
schließen. Die Zahl spiegelt vielmehr wider, ob der
Patient  selbst  erkennen  kann,  ob  das  Behand-
lungsergebnis seinen Erwartungen entspricht oder
nicht“, erklärt Prof. Dr. Astrid Zobel, Leitende Ärztin
des  MDK  Bayern.  Wenn  man  sich  die  Fehler
danach  ansieht,  wo  sie  auftreten,  so  steht
ebenfalls die operative Therapie mit 31 Prozent an
vorderster Stelle, gefolgt von der Befunderhebung
mit 25 Prozent und der Pflege mit 9 Prozent. „Die
Statistik zeigt trotz der beschriebenen Häufungen
ein  breites  Spektrum:  Die  festgestellten  Fehler
betreffen  hunderte  verschiedene  Erkrankungen
und Behandlungsmaßnahmen“, erläutert Zobel.

Der  Medizinische  Dienst  weist  auf  viel-
fältige  Möglichkeiten  der  Fehlervermeidung  hin.
Voraussetzung dafür ist  eine Auseinandersetzung
mit  den  Schäden und  den  verursachenden Feh-
lern.  „Fehler können im Unterlassen oder im Han-
deln liegen. 51 Prozent der Fehler wurden verur-
sacht, indem eine notwendige medizinische Maß-
nahme entweder gar nicht oder zu spät durchge-
führt wurde. In 49 Prozent der Fehler wurde eine
Behandlung mangelhaft umgesetzt oder es wurde
eine wenig sinnvolle, zum Teil sogar eine kontra-
indizierte Maßnahme vorgenommen“, sagt PD. Dr.
Max  Skorning,  Leiter  Patientensicherheit  beim
MDS.  Sehr  aufschlussreich  für  die  Fehlerver-
meidung ist die Analyse von so genannten Never
Events.  Dabei  handelt  es  sich  um  besonders
folgenschwere  Ereignisse,  die  zwar  selten,  aber
einfach nicht zu vermeiden sind. So können nach
Operationen  versehentlich  Fremdkörper  ver-
bleiben, weil die Zählkontrolle nicht funktioniert hat.
Oder  es  kommt  bei  Operationen  aufgrund  nicht
genutzter  Checklisten  zu  Verwechslungen  oder
zum Übersehen von Allergien und anderen Gefah-
ren. „Es handelt sich bei diesen Ereignissen nicht
um  besonders  unverständliche  Fehler.  Solche
Fehler deuten vielmehr auf einen insgesamt unsi-
cheren  Versorgungsprozess  hin.  Seltenes,  aber
erwartbares, menschliches Versagen wurde in die-
sen Fällen nicht ausreichend abgesichert. Gerade
hier wäre es wichtig, Anzahl, Art und zeitliche Ent-
wicklung genau zu kennen,  um auf  dieser  Basis
gezielter  gegensteuern  zu  können“,  erläutert
Skorning.  Weitere  Informationen  dazu  unter
www.mds-ev.de    (PM des MDS , v. 12.05.2016) 

     Die    Geschäftsstelle  
  der  Senioren-Vertretung 
                  Bremen 
        ist  vom  20. Juni  bis 
          zum 15. Juli 2016 
              nicht besetzt.

http://www.mds-ev.de/
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Delegiertenversammlung
       Heikle Personallage bei der Bremer  Polizei
 

Bis  zur  Pause  der  3.  Delegiertenver-
sammlung am 7.6.16  standen im Mittelpunkt  die
Bremer Probleme mit der Öffentlichen Sicherheit,
die in den Monaten davor mehrfach den Vorstand
beschäftigten. Ein erstes Gespräch im April  2016
mit dem Leiter der Abtlg.3 „Öffentliche Sicherheit“
beim Innensenator diente der Vorbereitung dieser

DV.  Nun  referierte  Senator  Ulrich  Mäurer  selbst
zum  Thema  und  stellte  sich  den  Fragen  der
Delegierten. 

         v.l.: Dr. Andreas Weichelt, Senator Ulrich Mäurer, 
                Karin Fricke

Die  Personalprobleme  bei  der  Bremer
Polizei sind nicht zuletzt von der rot-grünen Koa-
lition verursacht, die seit 2013 trotz aller Warnun-
gen die Ausbildung von Nachwuchs  vernachläs-
sigt  hat.  Jedes  Bundesland  bildet  selbst  für  die
Einstellung seine Anwärter/-innen aus. Es existiert
kein  Markt,  auf  dem  man  bundesweit  wie  in
anderen Branchen einfach Polizeikräfte anwerben
kann. Da die Ausbildung 3 Jahre dauert, kann die
gegenwärtige  Personallücke  erst  2018  geschlos-
sen  werden.  Zielzahl  sind  2.600  Polizeikräfte.
Gegenwärtig  sind  2.460  Beamtinnen/Beamte  im
Dienst. Vielleicht gelingt es, Mittel für die Einstel-
lung  angelernter   Angestellter  für  weniger  an-
spruchsvolle  Polizeidienste  freizumachen.  Fazit:
Wir werden mit  den Lücken bei den Fachkräften
erst einmal leben müssen, und die Polizei wird ihre
Einsätze  häufiger  nach  dem  Dringlichkeitsgrad
durchführen.  Darauf  angesprochen,  erklärte  der
Senator, die Pressemitteilung, man werde Strafta-
ten zum Nachteil älterer Menschen  nachrangig be-
handeln,  entspreche  nicht  den  Tatsachen  und
Absichten.

Die  größten  Sorgen  bereiten  die
Wohnungseinbrüche,  die  Straftaten  jugendlicher
Gruppen  und  die  Betrugskriminalität  an  Haustür,
am  Telefon  und  im  Internet.  Sie  richten  sich
besonders  gegen Seniorinnen/Senioren,  die  älter
als 70 Jahre sind. Die Ausführungen des Senators
zu diesen drei Bereichen waren sehr ausführlich,
so  dass  für  die  anschließende  Diskussion
ausreichend Stoff  vorlag.  Der  Plan,  die  Zahl  der
Kops in den Stadtteilen zu begrenzen, wurde von
den Delegierten zurückgewiesen. Sie beschlossen
dazu einstimmig eine Resolution (s.S.7). 

Die Degiertenversammlung beklagte auch
den Aufwand und die Kosten von Polizeieinsätzen
während  großer  Sportveranstaltungen.   Dafür
sollte  nicht  mehr  der  Steuerzahler  zur  Kasse
gebeten werden.

Nach  der  Pause  berichteten  die  Arbeits-
kreissprecher über  die  jüngsten  Ergebnisse ihrer
Gruppen. Darüber wird auf  den folgenden Seiten
genauer informiert.                                          Gerd Feller

  „Auf Rädern zum Essen“ 
statt „Essen auf Rädern“

Mittagstisch-Startwoche findet
vom 10. bis 15. Oktober 2016 statt 

Die  Bundesarbeitsgemeinschaft  der  Senio-
ren-Organisationen (BAGSO) veranstaltet in der Zeit
vom  10.  bis  15.  Oktober  2016  die  IN  FORM-
Mittagstisch-Startwoche.  In   Deutschland  sollen,
organisiert  von  Einrichtungen  oder  Vereinen,
Mittagstische für ältere Menschen angeboten werden.

Ziel  des  Projektes,  das  mit  finanzieller
Unterstützung  des  Bundesministeriums  für  Ernäh-
rung und Landwirtschaft  unter  dem Dach  von „IN
FORM – Deutschlands Initiative für gesunde Ernäh-
rung und mehr Bewegung“ durchgeführt wird, ist es,
auf  die  Bedeutung  einer  gesunden  Ernährung  und
Bewegung  auch  im  Alter  aufmerksam  zu  machen
sowie  die  Einbindung  älterer,  oft  allein  lebender
Menschen in die Gesellschaft zu fördern. 

Die Verbesserung der Angebotssituation von
Mittagstischen für ältere Menschen leistet dazu einen
wichtigen  Beitrag.  Insbesondere  in  Regionen  mit
einem  unzureichenden  Angebot  sollen  neue,  regel-
mäßige  Mittagstischangebote  für  ältere  Menschen
entstehen. 

Umfangreiche  Informationen  zur  Planung
und Gestaltung eines  Mittagstisch-Angebotes  sowie
zu  den  Fördermöglichkeiten  im  Rahmen  der  IN
FORM-Mittagstisch-Startwoche finden sich auf der
Internetseite der BAGSO: http://projekte.bagso.de/fit-
im-alter/mittagstisch-startwoche.
(PM  BAGSO, 30.05.16)

Senioren-Vertretung 
in der Stadtgemeinde Bremen
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 SV schlägt eine Ständige Konferenz 
der Bewohnerbeiräte und Bewohnerfürsprecher vor

Die neue  Arbeitsgemeinschaft Pflege und Wohnen im Alter (AG PWA) hatte am 2. Mai 2016 ihre erste
Sitzung. Außer den AG-Mitgliedern der SV Bremen nahm auch ein Vertreter des Landesbehindertenbeauftragten teil.
Im Mittelpunkt der  Sitzung standen Klagen über den schwachen Informationsfluss  zwischen den ehrenamtlichen
Bewohnerbeiräten  und  Bewohnerfürsprechern  sowie  zwischen  ihnen  und  den  Stellen,  mit  denen  sie
zusammenarbeiten. Ein flüssigerer  gegenseitiger Informations- und Gedankenaustausch ist anscheinend unerlässlich. 

Zur  Lösung  des  Problems  schlug  die  AG  PWA  vor,  eine  Ständige,  unabhängige  Konferenz  der
Bewohnerbeiräte und Bewohnerfürsprecher/-innen einzurichten.  Erste Überlegungen ergaben folgendes Konzept,
das sicher noch im Einzelnen überarbeitet werden muss.

 Zusammensetzung:
Die Ehrenamtlichen   in  der  Heimmitwirkung,  die in  den 23 Stadtteilen Bremens tätig sind,  delegieren  
einen/eine Vertreter/-in aus ihrem Kreis in diese Konferenz. Zur Gewährleistung der Unabhängigkeit sollte 
dieses Gremium von 23 Vertreterinnen/Vertretern möglichst auch mit externen Beiräten und Fürsprechern  
besetzt sein.

 Die Mitglieder der Konferenz werden  für 4 Jahre delegiert. Man könnte die Dauer der Delegation an die
Legislaturperioden anbinden. 

 Ebenso sollte gewährleistet sein, dass Menschen mit Migrationshintergrund und behinderte Menschen als
Beiräte oder Fürsprecher in diesem Gremium vertreten sind. 
Aufgaben:

 Die Mitglieder dieser Konferenz übernehmen die Aufgabe, in ihren Stadtteilen Informationen zu bündeln
und an das zentrale Organ zur Information und gegebenenfalls zur Verhandlung weiterzugeben.  

 Im Rücklauf geben sie die Ergebnisse der Konferenz  an die  Beiräte und Fürsprecher vor Ort weiter. 
 Die Konferenz sollte mindestens 4mal im Jahr und bei Bedarf öfters tagen.
 Die Konferenz sollte für sich eine Geschäftsordnung aushandeln.
 Für eine gute Erreichbarkeit sollte eine Kontaktstelle eingerichtet werden (Telefon und/oder Internetadresse,

vielleicht Verbindung über das Bürgertelefon 115). 
 Die  Konferenz  ist  als  offizielles  Organ  der  Heimmitwirkung  in  der  Heimmitwirkungsverordnung

(HeimmwV) bzw. in einer neuen Mitwirkungsverordnung zu verankern.

Ohne ein solches Organ,  das einer  sinnvollen Vernetzung der  Ehrenamtlichen dient,  dürfte  bei  über  100
Altenwohn- und -pflegeeinrichtungen in Bremen die Verbesserung des Informationsflusses  schwierig sein. In der
Konferenz  könnten  schneller  als  bisher  Informationen  zusammenlaufen,  und  die  Anliegen  der  Bewohner  in  den
Wohn-  und  Pflegeeinrichtungen  könnten  dann  auch  schneller  aufgegriffen  und,  wenn  nötig,  an  die  involvierten
Einrichtungen sowie an die zuständigen politischen und/oder bürokratischen Stellen weitergeleitet und  nachhaltiger
gelöst werden. Es könnte  ein kontinuierlicher Erfahrungsaustausch gewährleistet sein.  Durch eine solche Konferenz
könnte  auch  eine  größere  Transparenz  der  ehrenamtlichen  Tätigkeit  entstehen.  Wer  weiß  schon  genauer,  was
Heimmitwirkung  bedeutet,  und  das  wäre  für  potenzielle  ehrenamtliche  Mitarbeiter/-innen,  die  ständig  gesucht
werden, von Interesse. Sie könnte auch bewirken, dass die Heimträger und Heimleitungen die  Ehrenamtlichen ernster
nehmen  und  sich  darauf  einstellen,  Missstände  möglichst  schnell  zu  klären  und  zu  beseitigen,   bevor  sich  die
Konferenz  damit  beschäftigt,  eventuell  dann auch  die  Öffentlichkeit.  Außerdem könnte  sie  dazu  beitragen,  dass
Betroffene mit Mängelbeschwerden in Zukunft mehr Mut aufbringen, ihre Beschwerden  an ein nichtamtliches, nur
von den Vertretern der Heimbewohner/-innen besetztes Gremium zu richten und eher  auf Anonymität zu verzichten.
Letzteres würde die Beseitigung von Missständen beschleunigen. 

Der Vorstand der SV Bremen hat diesen Vorschlag in einem Schreiben an die Sozialsenatorin und an die
Fraktionen  der  Bürgerschaftsparteien  weitergeleitet.  Die  Stärkung   der  Mitarbeit  von  Bewohnerbeiräten  und
Bewohnerfürsprechern wird auch die nächsten Sitzungen der AG PWA noch beschäftigen.                       

                            Gerd Feller

 „Zusammenkommen ist ein Beginn,
zusammenbleiben ist ein Fortschritt,
zusammenarbeiten ist ein Erfolg.‘‘ 

                                                      Henry Ford
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AK Seniorenpolitik und Soziales

                        Zur Rentenreform
Die  Arbeitsgruppe  „Rente“ des  AK

Seniorenpolitik  und  Soziales  ist  nach  mehreren
Sitzungen zu dem Ergebnis gekommen, dass nicht
nur  zur  Vermeidung  von  Altersarmut  das
gegenwärtige  Rentensystem  dringend  reformiert
werden muss.  Es geht auch um eine gerechtere
Gestaltung, über die seit Jahren gesprochen, aber
für die bisher nichts getan wurde. In der Sitzung
am  17.05.2016  wurden  folgende  Forderungen
beschlossen:
1. Eine Stabilisierung oder gar eine Erhöhung des
Rentenniveaus  ist  unerlässlich,  um  Altersarmut
mittel-  bzw.  langfristig  zu  vermeiden.  Auch  eine
Erhöhung der Grundsicherung ist flankierend dazu
hilfreich. 
2.  Bei  Erwerbsminderung  und  Berufsunfähigkeit
sind alle Abschläge zu streichen. Berufsunfähigkeit
muss  in  staatliche  Hoheit  zurückgeführt  werden.
Berufswechsel durch Berufsunfähigkeit  darf  keine
Minderung im Rentenanspruch bewirken. 
3.  Bei  Arbeitslosigkeit  –  insbesondere  bei
Langzeitarbeitslosigkeit  –  werden  mittlerweile
keine Rentenansprüche mehr aufgebaut.  Dies ist
politisch unerträglich und muss durch ein differen-
ziertes  Maßnahmen-  und  Finanzierungsbündel
behoben  werden,  z.B.  steuerfinanzierte
Anerkennung von Lücken bei Arbeitslosigkeit und
Krankheit. 
4.  Sozialausgaben  für  niedrige  Löhne  führen  zu
kleineren  Renten  und  damit  in  die  Altersarmut.
Gefordert wird

• die  Aufstockung  der  Rente  von
Niedriglohnempfängern durch steuerfinan-
zierte  Erhöhung  anhand  der  Rente  nach
Mindesentgeltpunkten  und

• die Einbeziehung aller nicht  abgesicherten
Selbständigen  in  die  allgemeine  Renten-
versicherungspflicht  als  ersten  Schritt  für
die spätere Einbeziehung aller Bürger.

5.  Rentenansprüche  aus  privaten  Zusatzversi-
cherungen  dürfen  in  der  gesetzlichen  Renten-
versicherung nicht angerechnet werden.
6.  Riester-,  Betriebsrenten und die  Nullzinspolitik
werfen weitere Probleme auf. Die Riesterverträge
und  Betriebsrenten  sind  weit  hinter  den  Erwar-
tungen  zurückgeblieben.  Dadurch  ist  das  Drei-
-Säulen-Modell  weitgehend  gescheitert.  Es  muss
überlegt  werden,  Riesterverträge  in  die  Renten-
versicherung zurückzuführen,  die  Einführung von
Betriebsrenten zu fördern und international darauf
hinzuwirken,  dass  die  Nullzinspolitik  mit  ihrer
Abwertung  von  Sparverträgen  und  Lebensver-
sicherungen endlich  beendet wird.

Diese Stellungnahme wurde dem Vorstand
zur weiteren Behandlung vorgelegt. Politisch sind

diese  Forderungen  zur  Unterstützung  der
Bemühungen um ein  ausreichendes und gerech-
teres  Rentensystem  an  die  Landesregierung  zu
richten  wegen  des   Initiativrechts  im  Bundesrat.

Dr. Andreas Weichelt

   AK Bauen, Wohnen und Verkehr
              

Zu wenig bezahlbarer Wohnraum
Auf  der  Sitzung  des  AK  am  31.5.2016

referierte  Jürgen  Pohlmann,  Sprecher  der
Deputation über die Wohnungssituation in Bremen.
Ausgang  war  die  Frage  des  AK,  in  welchem
Umfang  der  Bau  von  bezahlbaren  und
barrierefreien Wohnungen für ältere Menschen in
Bremen  geplant  sei  und  gefördert  werde.  Der
Referent  verwies  anfangs  auf  das  in  der
Landesverfassung  verankerte  Recht  auf
Wohnraum. Der sei in Bremen knapp und häufig
für viele Bürger/-innen unbezahlbar geworden. Der
Zuzug älterer, aber auch jüngerer Menschen in die
Stadt  wachse,  weil  sich u.a.  in manchen  ländli-
chen  Bereichen  die  Versorgungsinfrastruktur
zurückentwickele. 

Jürgen Pohlmann bedauert die Einstellung
des sozialen Wohnungsbaus in den 90er Jahren.
Dies  sei  nicht  nur  in  Bremen  ein  großer  Fehler
gewesen. Man könne hier aber froh sein, dass sich
heute  wenigstens  die  GEWOBA,  BREBAU  und
STÖWAG in Bremen und Bremerhaven noch um
einen  sozialorientierten   Wohnungsbau  kümmer-
ten.  Es gebe Städte,  wo  alle  kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaften verkauft wurden. 

Schillerstraße  Bremerhaven  -  Wohngebäude  mit  Rampe,
Fahrstuhl  und  Laubengängen    (Foto: Dietmar  Kammel,
Brhv., 2011)

Weil  jeder  ein  verbrieftes  Recht  auf
Wohnen  habe,  versuche  Bremen,  bei  größeren
Bauvorhaben wenigstens 25% für einen sozialen
Wohnungsbau  zu  sichern.  Dieser  definiert  sich
über 6.50 €/m2 Miete.  Das gelte z.B. auch für   den
                       (Fortsetzung auf Seite 6)

Der Ruhestand ist das einzige
Lebensalter, in dem alle Menschen

gleich sind – bis auf die Höhe der Rente.
Dr. Ernst Reinhardt, Schweizer Publizist (*1932)

Aus den Arbeitskreisen
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                     (Fortsetzung von Seite 5)

Ausbau  der  Überseestadt,  in  der  später  7.000
Menschen  wohnen  und  ca.  15.000  Menschen
arbeiten  werden.   Außerdem  müsse  auch  eine
günstige Sanierung von Altbauwohnungen  unter
Berücksichtigung  zeitgemäßer  Wohnformen  be-
dacht werden, z.B.  des gemeinschaftlichen Woh-
nens von Jung und Alt.  

In der nachfolgenden lebhaften Diskussion
hatten  die  Teilnehmer  Gelegenheit,  zu  einzelnen
Sachverhalten  nachzufragen.  Jürgen  Pohlmann
stimmte  mit  den  Delegierten  überein,  dass  ein
zukünftiges  Ziel  sein  müsse,  grundsätzlich  beim
Wohnungsneubau  Barrierefreiheit  zu  gewähren.
Außerdem sollte  die  soziale  Bindung geförderter
Wohnungen auf mindestens 20, wenn nicht sogar
auf  30  Jahre  festgelegt  werden.  Die  Delegierten
bedankten  sich  beim  Referenten  für  einen  sehr
informativen Nachmittag. 

Eine  erfreuliche  Mitteilung  schloss  die
Sitzung ab:  Die Bau-Deputation hat  entschieden,
wie  von  der  SV  Bremen  vorgeschlagen,  den
zukünftigen  ZOB  beim  Bahnhof  anzulegen.  Der
Auftrag  der  Planung  ist  unter  Einbeziehung  für
Herbst  vorgesehen.  Mittel  sind  bei  den  gegen-
wärtigen Haushaltsberatungen eingeplant.

Obervieland

Erster Standort der SV in einem Bremer
Stadtteil

Die SV Bremen hat sich schon längere Zeit
das Ziel  gesetzt,  über  ihre  von den Ortsbeiräten
delegierten Mitglieder in den Ortsteilen aktiver zu
werden.  Nun ist es mir, Elke Scharff, gelungen, bei
der  BREBAU  und   dem  Quartierzentrum  in
Kattenturm  -  Büro  am  Sonnenplatz  -  eine
Büronutzung für die drei vom Beirat Obervieland in
die  Seniorenvertretung  Delegierten  zu  erreichen.
Die Schlüsselübergabe an uns Drei ist erfolgt. 

Wir sind eine Kooperation mit den anderen
Büronutzern eingegangen. Das sind: Aufsuchende
Altenarbeit,  bras  e.V.,  BREBAU,  Bremer  Heim-
stiftung,  Büro am Sonnenplatz,   Martinsclub  und
Quartiermanagement  Kattenturm &  Arsten Nord.

Die  Seniorenvertretung  Bremen  ist  somit
als weiterer Kooperationspartner begrüßt worden.
Elke Scharff, Fritz Bolte und Hans-Joachim Richter
sind  seit  vergangenem  Mittwoch  im  „Dienst“.
Jeweils mittwochs von 16 bis 17 Uhr werden wir im
Wechsel  vor  Ort  sein:  Theodor-Billroth-Str.  38,
28277 Bremen,     Tel. 2778365, 
Email:info@sonnenplatz-kattenturm.de   An  den
Teambesprechungen, die  im 4-Wochen-Rhythmus
stattfinden, werden wir auch teilnehmen. Was den
örtlichen Mitgliedern der Seniorenvertretung fehlt,
das  ist  ein Logo. Ich wünsche mir,  dass uns im

Sommer auch diesbezüglich geholfen wird. 

 

v.l.: Hans-Joachim Richter, ElkeScharff, Fritz Bolte
(Foto: Mareike Umlandt. brebau)
Außerdem   wünschen  wir  uns, dass eine solche
Kooperation auch  in  anderen  Bremer  Ortsteilen
möglich wird.                                                 Elke Scharff

Neustadt

Demenz-Informationstag
 in der Bremer Neustadt

In  der  Bremer  Neustadt  steht  auf  dem
Leibnizplatz  die  Skulptur  Der  Gaukler.  In  seiner
Nähe wird am 3.9.2016 von 10.00 bis 16.00 Uhr
die  Auftaktveranstaltung  der  neuen  Initiative
Neustädter schauen hin, hören hin und sprechen
es an  zur Belebung des Stadtteils stattfinden. Im
Mittelpunkt steht das Thema  Demenz. An diesem
Tag soll  den Bürgerinnen/Bürgern  die Fachkom-
petenz  der  Veranstalter   angeboten  werden.  Die
Aktion  soll  dazu  beitragen,  dass  sich   mehr
Verständnis  füreinander  entwickelt  und  die
Mitbürger/-innen  dafür  sensibilisiert  werden,  wie
ein  Miteinander  aussehen  kann,  das  die
Lebensqualität  im  Stadtteil  steigert.  Die  SV
Bremen begrüßt solche Initiativen und wird  noch

einmal  auf  diese
Veranstaltung  aufmerksam
machen. Anna Möller

Der Gaukler                                  
(Fotos: J.Schwolow)

Skulptur  aus Bronze   
am Leibnizplatz, 

von Christoph Fischer
(Worpswede 1991)

 Aus den Ortsteilen

mailto:info@sonnenplatz-kattenturm.de
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Resolution zur Gewährleistung der Sicherheit älterer Bremer Bürger/-innen

In den letzten Wochen wurde in der Presse
über  kriminelle  Aktivitäten  in  Bremen  häufig  vor
dem  Hintergrund  der  Personallücken  bei  der
Bremer Polizei  berichtet.  Kein Wunder, dass sich
auch die Delegiertenversammlung der SV Bremen
am 7.6.2016  schwerpunktmäßig mit dem Thema
befasste.  Die  Häufigkeit  von  Delikten,  die  sich
gegen  ältere  Menschen  richten,   beunruhigen
schon  längere  Zeit  die  Bremer  Seniorinnen  und
Senioren.  Am  3.  Juni  2016  erschien  im  Weser-
Kurier  ein  Artikel  mit  der  Überschrift  „Weniger
Polizei zum Anfassen“. Daraus geht hervor, dass
die Personallücken der Polizei durch Einsparungen
bei  den  Kontaktpolizisten  überbrückt  werden
sollen. Früher wurde stets  betont, wie wertvoll die
Bürgernähe für die Effektivität der Polizeiarbeit sei.
Die Kops gewährleisteten durch ihre Anwesenheit
auf der Straße ein gewisses Sicherheitsgefühl, vor
allem eben bei älteren Menschen.   

Der  Bericht  enthielt  allerdings  eine
Aussage,  mit  der  die  Seniorenschaft  ziemlich
verunsichert wurde. Es würden „Dinge, um die sich
die  Kops  bislang  gekümmert  haben,  als
nachrangig eingestuft.  Beispielsweise das Thema
Radfahren  in  den  vierten  Klassen  oder  auch
Straftaten  zum  Nachteil  älterer  Menschen.“  Der
Innensenator  beruhigte  zwar  die  Delegierten  mit
dem Hinweis, man solle der Presse nicht alles 

glauben. Aber das hat nicht überzeugt. 
Die  Delegiertenversammlung  verabschie-

dete  einstimmig  eine  Resolution,  die  den  Senat
auffordert,  die  Probleme  der  älteren  Menschen
ernst  zu nehmen und sie  nicht  bei  strategischen
Überlegungen  in die zweite Reihe zu schieben. 
                                                                                 Gerd Feller
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Rückkehr zur Paritätischen Beitragszahlung der Krankenkassenbeiträge

Die  Bremer  SV  fordert,  so  zeitnah  wie  möglich  die  Wiedereinführung  der  paritätischen
Beitragsregelung der Krankenkassenbeiträge, um damit die Möglichkeit von weiteren Kostenerhöhungen
über Zusatzbeiträge oder sonstige Zuzahlungen u verhindern.

Zu  Beginn  des  Jahres  2016  wurden  die  Kosten  für  die  Zusatzleistungen  der
Krankenkassenbeiträge  zwischen  0,9%  und  1,1%  erhöht.  Doch  bereits  jetzt  kündigen  sich  neue
Erhöhungen  an.  Nach  vorsichtigen  Schätzungen  der  gesetzlichen  Krankenversicherung  (GKV)  ist  bis
spätestens  2019  mit  weiteren  Beitragszahlungen  von  1,8%  über  die  Zusatzleistungen  zu  rechnen.
Begründet  werden  die  Kostensteigerungen  mit  der  älter  werdenden  Bevölkerung  und  den  damit
einhergehenden Kosten. Als weiteren Kostentreiber werden von der GKV die Pharmahersteller genannt,
die die Möglichkeit haben, ein langjähriges Medikament neu zu deklarieren, um dafür einen neuen höheren
Preis zu verlangen. 

In  den  Koalitionsverhandlungen der  Großen Koalition  haben sich  Union  und  SPD Ende 2013
darauf  verständigt,  dass  ein  zu  hoher  Beitragssatz  nicht  akzeptabel  sei.  Wegen  der  nun  weiter
ansteigenden Beitragszahlungen über die Zusatzbeiträge wird aber bereits jetzt einseitig für Arbeitnehmer
und Rentner eine Grenze überschritten.

Die  Rückkehr  zur  paritätischen  Beitragszahlung  der  Krankenkassenbeiträge  ist  allein  schon
aufgrund der seit Jahren anhaltenden guten Konjunktur und der am Arbeitsplatz eingeführten effizienteren
Strukturen angebracht. Gestraffte Arbeitsprozesse, verbesserte Technologien und die Digitalisierung haben
aus der daraus entstandenen höheren Wertschöpfung den Aufwand für den Anteil der Lohnnebenkosten
immer geringer werden lassen. Deshalb ist die Rückkehr zur Parität, also zu einer gerechteren Aufteilung
der Kostenanteile, mehr als überfällig.                                                                                        Wolfgang Helfst

           Dieser  Antrag mit  Begründung wurde  vom AK Pflege  und  Gesundheit   dem Vorstand
vorgelegt und am 7.Juni 2016 auf der Delegiertenversammlung  einstimmig angenommen. Er wird an alle
politisch zuständigen Gremien weitergeleitet. 

mailto:Seniorenvertretung@soziales.bremen.de
mailto:gerd.h.feller@nord-com.net
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Der Wahnsinn wird Methode

Wie  im  Weser-Kurier  (25.05.2016,S.8)  zu
lesen war , will Bremen nach langen Diskussionen
jetzt   die  qualifizierte  Leichenschau  einführen.
Zukünftig  wird  jeder  Tote  von  2  Ärzten  intensiv
untersucht, erstens vom Haus- oder Klinikarzt, der
den  Tod feststellt  und  bescheinigt,  zweitens  von
einem   qualifizierten  Gerichtsmediziner,  der   die
Todesursachen  aufklärt,  damit  z.B.  Anwendung
von  Gewalt  oder  Medikamentenmissbrauch  nicht
unentdeckt  bleibt.  Ich  halte  diese  generelle
Pflichtveranstaltung für abwegig.

Wenn die gerichtsmedizinische Obduktion
wirklich  exakt  sein  soll,  wird  sie  sich  nicht  mit
äußerlicher  Leichenschau  zufrieden  geben  kön-
nen, sondern auch in die Tiefe der Organe gehen
müssen. Dafür bedarf es, besonders  bei zuneh-
mender  Sterberate  durch  den  demografischen
Wandel,  der  Aufstockung der  Zahl  von  Gerichts-
medizinern,  des  Ausbaus  der  Obduktionsräume
und  Lagermöglichkeiten  (Kühlfächer)  sowie  der
Steigerung des Energiebedarfs und des bürokra-
tischen  Aufwands.  Es  entstehen  erhebliche
Folgekosten. 

Warum will  man die traditionellen Bestat-
tungsrituale auf diese Weise verändern? Sicher, es
gab  eine  Reihe  von  kriminellen  Todesfällen  in
Krankenhäusern und Pflegeheimen, die berechtigt
die Frage aufwerfen, ob man nicht  genauer hinse-
hen und prüfen müsste. Sicher, der Eine und die
Andere werden vielleicht nicht mehr länger auf das
Erbe warten oder hilfsbedürftige Anverwandte oder
Anvertraute  pflegen wollen. Da wächst schon mal
die Bereitschaft, beim Ableben nachzuhelfen. Aber
wäre es nicht  denkbar,   statt  der generellen und
flächendeckenden Kontrolle vielleicht erst  einmal
allgemein  die  Ärzte  so  auszubilden,  dass  sie
zweifelhafte Todesfälle sicherer erkennen können?
Wäre  es  nicht  auch  möglich,  die  schärfere
Beobachtung auf die bisher  häufigsten Tatorte und
auf  die  Kontrolle  der  Fälle  zu  beschränken,  die
aufgrund  eines  schwerwiegenden  Anfangsver-
dachts einem richterlichen Beschluss standhalten,
wie das bei anderen Vergehen üblich ist? Aber so
sind wir Deutschen. Es muss alles perfektionistisch
geregelt werden, und nachdem man jahrelang gar
nicht und nur zufallsmäßig reagiert hat, wird jetzt
mit  dem  Generalverdacht  gegenüber  allen
Hinterbliebenen und Hilfskräften geklotzt.

Wenn es ans Sterben geht,  wissen nicht
nur wir Alten, was mit diesem Prozedere auf uns
zukommt.  Wir   werden  den  Gerichtsmedizinern

längere  Zeit  erhalten  bleiben,  damit  sie  uns
zerschneiden und tief in die Eingeweide schauen
können. Also von Totenruhe kann erst einmal nicht
mehr die Rede sein. Auch unsere Hinterbliebenen
haben noch längere Zeit etwas von uns;  denn bei
der  Personalknappheit  im Gerichtswesen werden
sich die Bestattungstermine weit  hinausschieben.
Die Vorstellung, wie ihre geliebten Verstorbenen in
ihre Einzelteile zerlegt werden, verstärkt die Trauer
und  bewirkt  vielleicht  auch  Zorn  gegenüber  den
Verantwortlichen in Politik  und Verwaltung,  die in
ihrem  Aktionismus  anscheinend  ethische  und
menschliche  Aspekte  nicht  ausreichend  bedacht
haben.  In  den  meisten  Fällen  wird  sich  diese
würdelose  Behandlung  aller  von  einem Todesfall
direkt Betroffenen als überflüssig herausstellen.  

Ich denke, es geht bei dieser Maßnahme
weniger  um das Sicherheits-  und Gerechtigkeits-
gefühl als vielmehr um ganz andere Gründe.  Es
profitieren nicht  die  Verstorbenen,  auch nicht  die
Hinterbliebenen  und  die  fürsorglichen  Hilfskräfte,
sondern der Stand der Gerichtsmediziner und Ju-
risten und das Finanzamt.  Man muss positiv se-
hen, dass mehr Arbeitsplätze und auch zusätzliche
Einnahmen  für  den  Fiskus  anstehen.  Aber  die
Hinterbliebenen tragen  die  Kosten,  die  z.B.  über
den  bisherigen  Ausgaben  für  die  Einäscherung
liegen.  Jetzt  sollen  statt  114  €  insgesamt  175  €
anfallen, doch kommen wahrscheinlich noch 19%
Mehrwertsteuer dazu. Dabei wird es nicht bleiben.
Denkt man an den künftigen Personal- und Mate-
rialaufwand,  wird  man  schnell  in  einer  Kosten-
Spirale  hängen.  Das  trifft  dann  wieder  einmal
besonders  die  sozial  Schwächeren,  von  denen
viele schon unter Altersarmut leiden. 

Übrigens: Wäre es nicht fair und gerecht,
wenn im Falle eines nicht nachweisbaren Vorurteils
die an sich dann überflüssig gewordenen Gebüh-
ren an die Hinterbliebenen zurückgezahlt würden?

Bremen sollte sich gründlich überlegen, ob
es  bei  dieser  Aktion  unbedingt  bundesweit  eine
Vorreiterrolle  spielen  möchte,  wie  zu  lesen  war.
Nach  80jähriger  Lebenserfahrung  weiß  ich,  wie
leicht  ein  fallbezogenes  zwischenmenschliches
Misstrauen  in  ein  grundsätzliches,  allgemeines
umschlagen und die gesellschaftliche Atmosphäre
und das soziale Miteinander  vergiften kann. 

Mein letzter Wille wird sein, dass ich nach
meinem  Tode  nicht  diesem  Wahnsinn  ohne
schwerwiegenden  Verdacht  und  richterlicher
Anordnung ausgeliefert werde. Alles andere wäre,
wie  ich  meine,  ein  Verstoß  gegen  die
Menschenwürde (GrundG. Artikel 1).

  Zur Diskussion gestellt

        von Gerd Feller

 Es kommt nicht darauf an, 
mit dem Kopf durch die Wand zu gehen, 
sondern mit den Augen die Tür zu finden.

                                           Werner von Siemens (1816 - 1892)
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 Alman bakım sistemi gerçekten sağlıklı mı?

"Genelleştirilmiş  bakım  eğitimi"  ne
olduğunu biliyor musunuz sevgili okuyucular? Yeni
hemşirelik  eğitim  yasası  şu  anda her  durumda
bakım  sistemi  ile  ilgisi  olan  herkes  için geçerli.
Daha  fazla  bilgi  endinmek  için  ,Bremen  Yaşlılar
Temsilciği  ,bakım  ve  sağlık  çalışma  gurubu
15/03/16  tarihinde  çok  bilgilendirici  bir  sunum
gerçekleştiren  Bayan  Nowack'ı (Sosyal
Bölüm,Yaşlılar  Birimi)  davet  etti.  Ben bu noktada
detaya  girmek istemiyorum.  Burada ,  eleştirel  bir
bakış  açısıyla  tasarının  bazı  kısımlarında   daha
birkaç geliştirme  istensede, büyük olasılıkla planlı
içeriğini   ve  reform  hedeflerini  onaylıyorum.
Aslında  bu  sürdürülebilir  bir  hemşirelik  eğitimine
yol  açabilir  ve  bakım  kalitesi  ve  hemşirelik
mesleğinin  çekiciliğini arttırabilir. Fakat  bakım
sisteminin  karışıklılığında  eğitim  reformunun
uygulanması nasıl  gerçekleştirilebilir  diye kendime
sordum.  Kursiyerler,  genelleştirilmiş  hemşirelik
mesleki  eğitim  yoluyla  yüksek  mesleki  yeterlilik
elde edebilir, fakat bu hasta  bakımına da yararmı?
Reform  masraflarına ,sigortalıların tekrar  maliyeti
paylaşması  gereği belirgin  hale  gelmektedir.  Bu
yüzden  özel  hizmetler  için  sigorta  prim  artışı
beklenilmektedir.  Bununla   belki  başa  çıkılabilir,
fakat  bakıma  muhtaç  insanların  durumunu
iyileştirmek için yatırımlarla katkı  gerekir.Fakat bu
gelecekte   kaliteli  hemşireler  eğitimi ile tek başına
güvence altına alınması garantisi kolay değil.
Böyle devam ederse ,  eğitimli  hemşireler ,zaman
ve emeklerini   tamamen  ekonomik  odaklı  bir
organizasyon  ile   dakikalık  hasta  bakımı  ile,
hastaya  uygun  ve  insancıl   davranamıyor,  hasta
açısından  kendi  eğitim  kaidelerini takip  etme
olanağı bulamıyorsa   iyi  bir  hemşirelik eğitimi ne
işe yarar ? Defalarca giderek kötüleşen hemşirelik
sıkıntısına  işaret  edilmektedir.  Kim  ,sürekli
işverenin kuralları yüzünden mesleği icra , bilgi ve
becerilerini  ihmali  gerekiyorsa,  ciddi  bir  yüksek
yeterlilik ve zamansal kapsamlı bir eğitim yapmak
ister .Kim ,kendini o kurallara uygun görmüyorsa,
eğer  bu  meslekde  yüksek  bir  maaş  ve  sosyal
prestij  görmüyorsa  zor  kurallar  altında  bakım
mesleğini icra etmek isteyecek ki? 

Kısacası,  reform  sorunu  gelecekteki
hemşirelik  eğitiminin  organizasyonel  tasarımı  ve
içeriğinde değil  benim için kursiyerlerin  gelecekte
öğrendiklerini  uygulayabilmeleri  için  yeterli
koşulları  yaratmakta.  Genellikle  kendi  vicdanına
karşı hareket  etmek zorunda kalır  ise,  hemşirelik
mesleğinin  sevinci hızla  kaybolacak  ve  şimdiye
kadar  olduğu  gibi    çok  sık  eksik  ve  yetersiz
şartlarda   hastaya  davranışında  bir  değişme
olmayacaktır.  Eğer politika yeni hemşirelik eğitim
yasası  yürürlüğe  girinceye  kadar  veya  ilk  eğitim
dönemi tamamlanana kadar   bakım kurumlarının
ekonomik  çıkarları ve  hemşirelerin  performans

standardı  arasındaki  çelişkileri  yasal
gereksinimlerle gideremezse yatırımların boşuna
olmuş olduğunu  ve  reformların bakıma  muhtaç
kişilerin iyiliği için olmadığını gösterir.  Almanya'da
bakım  sistemi  görünümünün  kendini  toparlaması
mümkün olmayacaktır.
(Ob   die  deutsche  Pflegelandschaft  wirklich  gesundet?
Durchblick 195, S.5/6)                Gerd Feller

   Erişilebilir ATM'lere talep

Ülkemizde  yaşlıların  erişebilir  bir  hayat
sürdürmeleri  için  yanlız  mücadele  eden   birçok
insan  var.  Bunlardan  biri  de  Raymond  Haller.  O
Karlsruhe  (Baden-Württemberg)  yaşıyor  ve
ATM'lere  engelsiz erişimi sağlamak için çalışıyor. .
ATM'lerle  ilgili  sorunlar  sık  sık  Bremen
YaşlılarTemsilciliği tarafından   ele  alınmıştır.
Durchblick  okuyucuları  ATM'ler  ile  rahatsız  edici
deneyim  açıklamalarını hatırlarsınız.  Raymund
Haller'in hedefi,  kör  ve  görme  engellilerine
bankacılık  faaliyetlerinde performans  yardımında
bulunmaktır.  Burda sunulan katalog pek çok yaşlı
yanında  Bremen Yaşlılar Temsilciliği'nin de ilgisini
çekebilir. Raymund Haller  yazısında:    "Önemli bir
endişe ATM'lere engelsiz  erişimin  kesinlikle pahalı
ve  bazı  yerlerde  zor  gerçekleştirme  ve  buna ek
olarak, ATM nin kendi yapısı  konusu şartlar:
• Kart yuvası, tüm makinelerde aynı yerde açıkça
işaretlenmiş ve hissedilebilir olmalı
•  Ekran  (dokunmatik  ekran)  dokunarak
operasyonda çoğunlukla  yanlış  girişlere yol  açar.
Onun görevi de ekranın sağ ve solundaki  tuşların
işlevi gibi olmalı ve tuşlar   birbirine çok yakın, çok
küçük  olmamalıdır.
•  Özel  fonksiyonları  ile  tuşlar  dokunma  ile  fark
edilebilir olmalıdır.
• Tüm açıklamaları   içerir   kulaklık  bir konuşma
avantajı olacaktır. 
•  Görme  engelli  birinin  bile  kolaylıkla  tesbit
edebileceği  büyük  ve  renkli    ekran  memnuniyet
verici olur.
• Ön yönlü çıkışlı, sıralanmış banknotlar.
Ben  bankalarda bu  talepleri  destekleyen  kişi  ve
kurumlar arıyorum.Bu sorunun halli  ve uygulamayı
teşvik  için  bir  televizyon  gösterisi  olabilir   diye
düşünüyorum. Zaten politikacılar ve yurt  içinde ve
dışından kuruluşların temsilcileri bu konuda bir TV
yayını yapmakta bana söz verdiler. Belki sizinde bu
listeye eklemek istediğiniz vardır? Ben bu  konuda
cok  sevinirim  ve  size  çok  teşekkür  ederim.
Saygılarımla  Raymond  Haller  "  Bremen  Yaşlılar
Temsilciliği Yönetim Kurulu imzası Raymund Haller
listesinde  kayıtlı bulunmaktadır. Zaten şimdiden 14
Eyalet Yaşlılar Temsilcilikleri  de dahil olmak üzere
40'dan fazla imza içeriyor.
(Durchblick 195  Barrierefreie Bankautomaten gefordert, S.7/ 8)
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Doktor ücretlerinde 2016 yılı harcama artışları 
- Yeni randevu servis noktaları için
- Koruyucu önlem yasası için
- Kanuni sağlık sigortasında federal fon 
  olmadığı  için (GKV)

Koalisyon anlaşmasına göre artık randevu hizmet
noktaları  ülke  çapında kurulmuştur.  Sigortalılar
bölgelerinde   hekim derneklerinden uygun telefon
numarasını  alırlar.   Bu  aile  hekimi  tarafından
verilen  sevk  için  bir  uzmandan  randevu  almak
içindir (göz  ve  kadın  hastalıkları  doktorları  için
gerekli  değildir).  Tedavi  4  haftalık  bir  süre  içinde
başlamış  olmalıdır.  Sigortalının belirli  bir  uzman
seçme  seçeneği  yoktur.  Seçilen  uzman  doktora
gitmede  gerekli  yol süresi   30 dakikalik  yolculuk
süresi  kadardır.  İstisnai  durumlarda  hatta  60
dakika makuldür.  Çocuk uzmanları  ve psikologlar
için   aracı  gerekmemektedir.  Sigortalı  4  hafta
içinde  randevu  almazsa ,bir  hastanede  ayakta
tedavi  için  randevu  servis  merkezi  arabuluculuk
eder. 
Hekim  derneklerinin bu  mali  yükünün ek  katkı
artışları üzerinden  karşılanacağı   anlaşılmaktadır.
Ülke  çapında  bu  randevu  hizmet  sistemi  150
milyon Euro tutmaktadir.   Uzman doktorlar, bu yeni
"iş  modeli"  nden  memnunlar  . Sağlık  Sigorta
Şirketleri  üst düzey yöneticileri ve Federal  Hekim
Dernekleri   ücret artışlarını   yeni başlamış yıl için
1,35  Mrd .€ kararlaştırdı. Bu şimdi  yeni yürürlüğe
giren Önleme Yasası , sigortalılar için yıllık katkıda
yaklaşık 500 milyon Euro'ya mal olacak  Tamamen
belirsiz  olan  ,yılın  sonunda  Mülteciler  fon  açığı
(sağlık  sigortası  ön   ödemelerinde)  ve  federal
hükümetin  sosyal  yardım  ödemelerindeki
eksiklikler.  Gerekli  milyarlarca  federal
sübvansiyonlar dengeli değil .Ayrıca sigortalılar için
daha  da artan  ek  katkıların  yük  olması
beklenmektedir.  İşverenler  artık  yasal hükümler
uyarınca  sağlık  sigortalarının  daha  fazla
harcamalarına katılmamakta.             Günter Steffen
( Ausgabensteigerungen 2016 bei den Arzthonoraren  
Durchblick 195 s,3 )

  "Evde, iyi bakım" Yeni bir BAGSO broşürü

Yeni bir broşür ile,  Yaşlı Kuruluşları Federal Birliği
(Bundesarbeitsgemeinschaft  der  Senioren
Organisationen  -BAGSO  -)  yaşlılara  ücretli  veya
ücretsiz  destek ve hizmetler için bilgi sağlamakta.
50  sayfalık  kılavuz  Federal  Adalet  ve  Tüketici
Hakkı  Koruma  Bakanı (  Bundesministerium  der
Justız  und  für  Verbrauherschutz  -BMJV  -)  ile
tüketicileri koruma  için hazırlanmıştır   ve ücretsiz
olarak  temin  edilebilir.  BAGSO  başkanı  ,ve  eski
Federal  Bakan  Franz  Müntefering   "Kitapçık
gerektiğinde,  destek  almak  için   teşvik  etmek
amaçlıdır.  Bugün   biliniyorki  bakım  problemini
erteleme imkanı vardır, eğer yardım ve destekalma

geciktirilmezse  '' .Kılavuz ,ev  idaresi   , bakıcı  aile
fertlerini rahatlatacak çok sayıda öneri ve ipuçları
içermektedir,  resmi dairelerdeki işlemlerde  yardım
teklifi,  nakil  hizmetleri,   ev   acil  telefon  ,ev
adaptasyon  önlemleri  gibi.  Bölümün  sonunda
denetim listelerinde belirtilen noktaları , bir  hizmet
sağlayıcı  servisleri  seçerken  mutlaka
düşünmelisiniz.  Federal  Adalet  ve  Tüketici  Hakkı
Koruma Bakanı Heiko Maas: "Broşür ev hizmetleri
için  piyasada   şeffaflığı  arttırır ,kalite  kriterlerine
göre tedarikçi seçiminde yardım sağlar. Bu günlük
hayatta  birçok  kişi  için  çok  yararlı  olabilecek
başarılı bir kılavuzdur. " 
Sipariş  adresi:  (Ayrıca  daha  fazla  sayıda  da
alınabilinir)
BAGSO E.V.  Bonngasse  10,  53111 Bonn,  Faks:
0228/24 99 93 20, e-posta: wittig@bagso.de
(Kaynak: BAGSO basın açıklaması 01/2016)
( Eine neue Broschüre der  BAGSO, Durchblick 195, S.2)

Neustadt´lılar bakıyor, duyuyor ve dile getiriyor

Bu  girişim  henüz  emekleme  aşamasında,  ancak
2016  için  çok  şeyler  planlanmakta.  Girişim
Neustadt semti  bölge çalışma gurubu  tarafından
başlatıldı.  Bremen  Neustadt  sosyal  hizmetler
temsilcileri ile bu çalışma grubu demans konusuna
aktif  olarak dikkat  çekmek    istiyorlar .  "Demans
hepimizi ilgilendiren bir konudur!"  diyor ve istekleri:
•  karşılıklı daha fazla  anlayış  ile  bölgede yaşam
kalitesini geliştirmek, 
•  bölgede  vatandaşların  bir  birliktelik yaşamında
farkındalık sağlamak   
•  bölge   vatandaşları  için  var  olan  kendi
uzmanlıklarını sağlamak.
Bunula  ilgili  2016  yılında  bir  tanıtım  etkinliği
planlanmakta,  düzenli  bir  program  ve  demans
godparents ( himaye ) eğitimi düşünülüyor. İletişim:
Gabriele  Kleine-KuhlmannDienstleistungszentrum
Huckelriede / Buntentor Tel:. 0421-87 34 10
(Neustädter schauen hin, DURCHBLICK 194,S.5)      A. Möller

Bremen - Neustadt

Bremen  Neustadt  Leibnizplatz'da  Hokkabaz
Heykeli  çevresinde  03.09.2016  tarihinde  saat
10.00 - 16.00 arası, ''Neustadt'lılar görüyor,dinliyor
ve  konuşuyor''  adlı  yeni  girişimin  açılış  etkinliği
yapılacak  gaye  semtin  yeniden  canlandırılması.
Odak  konu  demans.  Yeni  girişimin  amacı
,vatandaşların  birbirlerine  karşı  daha  duyarlı
olmaları  ve  böylece  ilçede  yaşam  kalitesinin
yükseltilmesine  katkıda  bulunmak.  Bremen
YaşlılarTemsilciliği  bu tür girişimleri  memnuniyetle
karşılamaktadır ve bu olaya yine dikkat çekecektir.
(Demenz-Informationstag, DURCHBLICK 198, S.4)
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